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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Deckung der Rentenzulagen nadi dem Rentenzulagengesetz 
in den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 

- Nr. 4005 der Drucksadien - 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Sozialpolitik 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Deckung 
der Rentenzulagen nach dem Rentenzulagen- 
gesetz in den Rechnungsjahren 
1 9 5 3, 1 9 5 4 und 1955 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§1 

(1) Für die Zeit vom 1. April 1953 bis zum 
31. März 195 6 stellen die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter und die Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten, ge- 
trennt für jeden der beiden Versicherungs- 
zweige, die Mittel für 75 vom Hundert der 
Mehraufwendungen bereit, die durch die Zu- 
lagen nach dem Rentenzulagengesetz vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 505) In 
der Rentenversicherung der Arbeiter und in 
der Rentenversicherung der Angestellten ent- 
stehen. 

(2) Die nach Absatz 1 bereitzustellenden 
Mittel werden von sämtlichen Versicherungs- 
trägern, getrennt für jeden der beiden Ver- 
sicherungszweige, nach Maßgabe ihrer Bei- 
tragseinnahmen jeweils für ein Kalenderjahr 
gemeinsam aufgebracht. Wenn hiernach ein- 
zelnen Versicherungsträgern von ihren Ge- 
samteinnahmen für das Kalenderjahr weniger 
Mittel verbleiben, als zur Deckung ihrer Ge- 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Deckung 
der Rentenzulagen nach dem Rentenzulagen- 
gesetz für das Rechnungsjahr 1953 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Für die Zeit vom 1. April 1953 bis 
zum 31. März 1954 stellen die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und die 
Träger der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, getrennt für jeden der beiden Ver- 
sicherungszweige, die Mittel für 75 vom 
Hundert der Mehraufwendungen bereit, die 
durch die Zulagen nach dem Rentenzulagen- 
gesetz vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 505) in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und in der Rentenversicherung der 
Angestellten entstehen. 

(2) Die nach Absatz 1 bereitzustellenden 
Mittel werden von sämtlichen Versicherungs- 
trägern, getrennt für jeden der beiden Ver- 
sicherungszweige, nach Maßgabe ihrer Bei- 
tragseinnahmen jeweils für ein Kalenderjahr 
gemeinsam aufgebracht. Wenn hiernach ein- 
zelnen Versicherungsträgern von ihren Ge- 
samteinnahmen für das Kalenderjahr weniger 
Mittel verbleiben,! als zur Deckung ihrer Ge- 
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Entwurf 

Samtausgaben für das Kalenderjahr erforder- 
lich sind, so werden die auf diese Versiche- 
rungsträger nach Satz 1 entfallenden Auf- 
bringungsanteile entsprechend gekürzt; die 
ausfallenden Teile der Aufbringungsanteile 
werden auf die anderen Versicherungsträger 
nach Maßgabe ihrer Beitragseinnahmen für 
das Kalenderjahr verteilt, das Nä- 
here bestimmt der Bundesminister für 
Arbeit. 


§2 

(1) In Höhe der nach § 1 bereitgestellten 
Mittel werden in Durchführung des § 3 
Satz 1 des Rentenzulagengesetzes für die ein- 
zelnen Versicherungs träger Schuldbuchforde- 
rungen auf Ersuchen des Bundesministers der 
Finanzen in das Bundesschuldbuch einge- 
tragen. Die Schuldbuchforderungen sind je- 
weils vom ersten Tage des Monats ab, für den 
die Mittel von den Versicherungsträgern be- 
reitgestellt werden, zum jeweiligen Wechsel- 
diskontsatz der Bank deutscher Länder, je- 
doch nicht mit mehr als 5 vom Hundert, zu 
verzinsen. Die Zinsen sind halbjährlich nach- 
träglich jeweils am 31. März und am 30. Sep- 
tember eines jeden Kalenderjahres zu zahlen. 


(2) Die Vorschriften des Reichsschuldbuch- 
gesetzes finden sinngemäße Anwendung; die 
Löschung der Forderungen gegen Aus- 
reichung von Schuldverschreibungen und die 
Veräußerung sowie die Belastung der Schuld- 
buchforderungen sind unzulässig. 


§3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Samtausgaben für das Kalenderjahr erforder- 
lich sind, so hat der Bundesminister für Ar- 
beit die auf diese Versicherungsträger nach 
Satz 1 entfallenden Aufbringungsanteile ent- 
sprechend zu kürzen und die ausfallenden 
Teile der Aufbringungsanteile auf die ande- 
ren Versicherungsträger nach Maßgabe ihrer 
Beitragseinnahmen für das Kalenderjahr zu 
verteilen. 


§2 

(1) unverändert 


(2) Nach Ablauf von drei Jahren sind die 
Schuldbuchforderungen mit 3 vom Hundert 
zuzüglich der durch die Tilgung ersparten 
Zinsen zu tilgen. Die Tilgungsbeträge sind 
halbjährlich nachträglich jeweils am 31. März 
und am 30, September eines jeden Kalender- 
jahres, erstmalig und am 30. September 1957, 
zu zahlen, 

(3) unverändert wie bisher (2) 


§ 3 

unverändert 


3 



Entwurf 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


§4 


§ 4 


Der Bundesminister, der Finanzen erläßt im unverändert 

Einvernehmen mit dem Bundesrnlnister für 
Arbeit die zur Durchführung des § 2 er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 


§ 5 § 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in unverändert 

Kraft. 
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